


Dies ist die zweite Broschüre über die zahlreichen Skandale am und um 
das Ortenau Klinikum sowie der politischen Entscheidungen zur 
Schließung von 4 Krankenhäusern im Ortenaukreis. Wer Interesse an 
der ersten Version hat, kann gerne an
gute-gesundheit-fuer-alle@web.de eine Mail schreiben.
Dennoch wollen wir hier kurz eine Zusammenfassung der Ereignisse 
bis ins Jahr 2020 geben, um dann die Zeit während der Pandemie zu 
beleuchten.
 
Zunächst sei aber erwähnt, dass es bei der Debatte um die 
Klinikschließungen entgegen etlichen Pressemeldungen weder darum 
geht, irgendwie Geld zu sparen, noch wird die Versorgung eines 
Großteils der Bevölkerung dadurch maßgeblich verbessert. Im 
Gegenteil. Steuergelder werden verbrannt, indem man saniert, 
abreißt und unnötiges Beratungspersonal sowie teure Direktor:innen 
einstellt. Gleichzeitig wird die ortsnahe Gesundheits- und 
Notfallversorgung durch ständigen Umbau, Abbau und Weggang von 
Fachpersonal (aufgrund von unklaren Verhältnissen, wie es weiter geht) 
verschlechtert.
 
Hieß es zu Beginn der Debatte, die Klinikschließungen und der Bau 
einer Krankenhausfabrik kosten uns ca. 500 Millionen €, stiegen die 
Kosten schnell auf 726 Millionen, um dann schon kurze Zeit später bei 
offiziell 1,3 Mrd. € zu stehen. Heute ist klar, die sogenannte 
„Agenda2030“ der Kreisverwaltung, wird uns mindestens 
1.500.000.000€ (1,5 Mrd. €) kosten. Gleichzeitig wird mit dieser 
„Reform“, die Privatisierung der Kliniken vorbereitet.  Auch wenn die 
Politiker:innen ständig betonen, dass das nicht der Fall wäre, wollen wir 
in dieser Broschüre erklären, warum die Privatisierung uns letzten 
Endes doch einholen wird. Für uns Steuerzahler:innen wäre das fatal, 
denn während wir immer geringere Renten erhalten, eine schlechtere 
Gesundheitsversorgung bekommen und höhere Mieten zahlen, stopfen 
sich Mediclin, Helios oder Celenius unser Geld in die Taschen. Bzw. es 
wird ihnen u.a. von unseren Kreisrät:innen bereitwillig serviert. Dabei 
ist vielen aber noch nicht einmal bewusst, was sie eigentlich abstimmen.























































Fachabteilungen Chirurgie und Innere vorhält. Die kleineren Kliniken 
müssen z.B. im Falle von Herzinfarkten, Schlaganfällen oder Sepsis die 
Patient:innen stabilisieren und dann per Hubschrauber in die 
Spezialkliniken fliegen können. Oder man schaltet eine/n Ärzt:in aus 
einer Spezialklinik per Telemedizin dazu. So können wertvolle 
Menschenleben gerettet werden.
 
Menschenfreundliche Gesundheitsversorgung
Die Zentralisierung von Geburtenstationen war unserer Meinung 
nach der falsche Weg. Im Kreistag entscheiden hauptsächlich ältere 
Männer darüber, dass hochschwangere oder in den Wehen liegende 
Frauen dutzende Kilometer weit in eine Abfertigungsanlage fahren 
müssen. Wir sagen, es braucht wieder dezentrale Geburtenstationen, 
um die Geburt angenehm und wohnortnah erfolgen lassen zu können.
 
Doch ein gut ausgebautes Krankenhaus bringt nichts, wenn es nicht 
genügend Personal gibt. Den immer weiter ansteigenden 
Kündigungszahlen wollen wir etwas entgegensetzen. Mehr 
Mitspracherechte für das Personal, flachere Hierarchien und die 
Wahl des/der Klinikgeschäftsführer:in durch die Mitarbeiter:innen. 
Damit die Menschen beim Ortenau Klinikum bleiben, muss ihnen eine 
Perspektive gegeben werden. Hierfür muss der Kreistag eine 
Resolution an die Bundes- und Landespolitik richten und sich aktiv 
für bessere Arbeitsbedingungen einsetzen. Bis Land und Bund das 
aber umsetzen, muss der Kreis die Sparpläne einstellen und finanziell 
für einen höheren Personalschlüssel Gelder zur Verfügung stellen. Da 
Wertschätzung sich auch in der Bezahlung deutlich macht, fordern 
wir eine bessere Bezahlung für Klinikmitarbeiter:innen. Ausgenommen 
hiervon sind Chefärzt:innen, Direktor:innen und der/die 
Klinikgeschäftsführer:in, da diese derzeit bereits im sechstelligen 
Bereich abkassieren.
 
Eine erhöhte Kreisumlage, die Umschichtung von Geldern, die für 
Umfahrungen oder den Bau der Krankenhausfabrik in Offenburg 
geplant sind, könnten hier fürs erste Abhilfe schaffen. Klar ist aber, auf 
Dauer müssen die Investitionskosten beim Land eingeklagt (rechtlich 
stehen die uns zu) und der Druck auf die Bundespolitik erhöht 
werden.
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